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Rechtsgrundlagen
in der jeweils gültigen Fassung

- Baugesetzbuch (BauGB)
- Baunutzungsverordnung (BauNVO)
- Planzeichenverordnung (PlanZV)
- Bayerische Bauordnung (BayBO)

Rechtsgrundlagen zu nachrichtlichen Übernahmen 
in der jeweils gültigen  Fassung

- Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Dekmäler (BayDSchG)
- Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG)

 

 

1. Der Gemeinderat hat in den Sitzungen vom 19.03.2019 / 16.04.2019 gemäß § 2 Abs.1 BauGB die Aufstellung des 

Bebauungsplans „Steingasse West“ im Ortsteil Rehlingen nach § 13 b i. V. m.§ 13 a BauGB  

(Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren) beschlossen. Der 

Aufstellungsbeschluss wurde am 10.04.2019 ortsüblich bekannt gemacht. 

 

Langenaltheim, den  ______________            (Siegel)                      _________________________________ 

                                     Alfred Maderer, Erster Bürgermeister 

 

 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 

Vorentwurf des Bebauungsplans „Steingasse West“ in der Fassung vom 15.04.2019 hat in der Zeit vom  

18.04.2019 bis 17.05.2019 stattgefunden. 

 

Langenaltheim, den  ______________            (Siegel)                       ________________________________ 

                                     Alfred Maderer, Erster Bürgermeister 

 

 

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den 

Vorentwurf des Bebauungsplans „Steingasse West“ in der Fassung vom 15.04.2019 hat in der Zeit vom  

17.04.2019 bis 20.05.2019 stattgefunden. 

 

Langenaltheim, den  ______________            (Siegel)                       ________________________________ 

                                     Alfred Maderer, Erster Bürgermeister 

 

 

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans „Steingasse West“ in der Fassung vom  ______________  wurden die 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  ______________  bis  

______________  beteiligt. 

 

Langenaltheim, den  ______________            (Siegel)                       ________________________________ 

                                     Alfred Maderer, Erster Bürgermeister 

 

 

5. Der Entwurf des Bebauungsplans „Steingasse West“ in der Fassung vom  ______________  wurde mit der 

Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  ______________  bis  ______________  öffentlich ausgelegt. 

 

Langenaltheim, den  ______________            (Siegel)                       ________________________________ 

                                     Alfred Maderer, Erster Bürgermeister 

 

 

6. Die Gemeinde Langenaltheim hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  ______________  den Bebauungsplan 

„Steingasse West“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  ______________  als Satzung beschlossen. 

 

Langenaltheim, den  ______________            (Siegel)                       ________________________________ 

                                     Alfred Maderer, Erster Bürgermeister 

 

 

7. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan „Steingasse West“ wurde am  ______________  gemäß § 10 Abs. 

3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Bebauungsplan „Steingasse West“ mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 

Gemeinde Langenaltheim zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft 

gegeben. 

Der Bebauungsplan „Steingasse West“ ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 

2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen. 

 

Langenaltheim, den  ______________            (Siegel)                        ________________________________ 

                                     Alfred Maderer, Erster Bürgermeister 
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Abgrenzung (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

 

 

Grenze des Geltungsbereiches  

 

 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 

 
Allgemeines Wohngebiet 

 

 
Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 

 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze  
 

Grundflächenzahl  

 
 

Bauweise und Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
 

Baugrenze 

 

Offene Bauweise 

 

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 

 

 

Dachform (§ 9 Abs. 4 BauGB) 

 

Sattel-, Walm- oder versetzte Pultdächer 
mit einer Dachneigung (DN) von 10° bis 48° 

 

 

Nutzungsschablone  

 

  

Verke hrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 

 

Straßenverkehrsfläche  

 
Fußweg 

 

Straßenbegrenzungslin ie 

 
 

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB) 

 

 
Öffentliche Grünfläche 

 

Naturnaher Bereich 

 
Grünweg 

 

 

Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25) 
 

 

Zu pflanzende Bäume 

 
Zu erhaltende Bäume 

 

Zu pflanzende Sträucher bzw. Hecken 

 
 

Flächen für die Abwasse rbeseitigung und 

die Rege lung des Wasserabflusses  

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 und 16 BauGB) 

 
 

Regenrückhaltebecken 

 

Ableitungsgraben mit Pflegeweg 
 

 

Sonstige Planzeichen 

 

 

Vorhandene Grunds tücksgrenze 

 

Vorgeschlagene Grundstücksteilung 
 

Höhenlinien 

 

Flurnummern 
 

Baulicher Bes tand  

 

Freizuhaltendes  Sichtfeld 

 
Baubeschränkungsbereich der 20 – kV -  

Freileitung (Main - Donau Netzgesells chaft) 

 

Regenwasserkanal 

Art der baul. Nutzung            Grundflächenzahl

Bauweise                              max. Zahl der Vollgeschosse

Dacnform und                       max. Firsthöhe über OK FFB EG
Dachneigung                        bei max. Höhe über OK Gehweg
                                             bzw. über talseitigem Bestands-
                                             gelände

PLANZEICHENERKLÄRUNG

VERFAHRENSVERMERKEA   ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

B   TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

WA 0,4

II

SD, WD, VPD
10° - 48°

max. Firstöhe über OK FFB
EG = 9,00 m bei max. 0,30 m
über OK Gehsteig

EDO13bis7

F

Am nördlichen Rand des Geltungsbereiches auf den Privatgrundstücken bzw. auf der öffentlichen Grünfläche ist eine 
zweireihige Hecke (Breite 5,0 m) aus Sträuchern zu pflanzen; es gilt Pflanzliste 3. 
Am südlichen Rand des Geltungsbereiches auf den Privatgrundstücken ist eine mindestens zweireihige Hecke (Breite 
mindestens 3,0 m) aus Sträuchern zu pflanzen; es gilt Pflanzliste 3. 
 
Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke sind mit Ausnahme des Stauraums vor Garagen bzw. Carports als 
Grünflächen oder gärtnerisch genutzte Flächen anzulegen; dabei sind Steingärten, auch mit Folien unterlegte, größere 
Anordnungen bzw. Gestaltungen von Steinen oder Steinhaufen nicht zulässig. Pro Baugrundstück ist mindestens ein 
einheimischer standorttypischer Haus- oder Obstbaum zu pflanzen; es gilt Pflanzliste 3. 
Für die Leitungstrasse der 20-kV-Leitung besteht eine Bewuchsbeschränkung. Der Ausübungsbereich und die maximalen 
Wuchshöhen sind in den jeweiligen Dienstbarkeiten geregelt. Beim Pflanzen von Bäumen sind die Schutzabstände nach DIN 
EN 50341-1 bzw. DIN VDE 0210 einzuhalten. 
 
Bei allen Pflanzungen muss die Artenauswahl (Kronengrößen, Pflanzgrößen, etc.) auf Standortkriterien, Straßenplanung und 
Leitungsverläufe abgestimmt und überprüft werden. 
Die festgesetzten Pflanzflächen sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und in den ersten Jahren ausreichend zu wässern; 
ausgefallene Pflanzen müssen ersetzt werden. 
 
 
 
P f l a n z l i s t e n 
 
In den Pflanzlisten ausgeschlossen sind nicht heimische Arten wie Thuja. 
 
Für Ersatzpflanzungen in der öffentlichen Grünfläche im Bereich zwischen der Steingasse und Bauparzelle 1 gilt folgende 
Pflanzliste 1: 
 
Die Artenauswahl (Kronengröße, Pflanzgröße, etc.) muss auf Standortkriterien, Straßenplanung und Leitungsverläufe 
abgestimmt werden. 
 
- Bäume 

3 x verschult, Stammumfang 14-16 cm und 16-18 cm 
 
Carpinus betulus Hainbuche 
Sorbus aucuparia Vogelbeere/Eberesche 
Acer campestre  Feldahorn 
Ulmus   Ulme 
Alnus glutinosa  Schwarzerle 

 
Für das Anpflanzen von Sträuchern in öffentlichen Grünflächen im Bereich zwischen der Steingasse und Bauparzelle 1 bzw. 
13 gilt folgende Pflanzliste 2: 
 
Die Artenauswahl (Pflanzgröße, etc.) muss auf Standortkriterien, Straßenplanung und Leitungsverläufe abgestimmt werden. 
 
- Sträucher 

2 x verschult, Höhe 60 - 100 cm 
 
Crataegus monogyna Weißdorn 
Corylus avellana  Haselnuss 
Cornus sanguinea Hartriegel 
Cornus mas    Kornelkirsche 
Lonicera xylosteum Geißblatt 
Ligustrum vulgare Liguster 
Rosa spec.  Wildrosen in Arten  

 
 
Für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern am westlichen und südwestlichen Rand des Geltungsbereiches sowie auf 
den privaten Baugrundstücken gilt folgende Pflanzliste 3: 
 
Die Artenauswahl (Kronengröße, Pflanzgröße, etc.) muss auf Standortkriterien, Straßenplanung und Leitungsverläufe 
abgestimmt werden. 
 
- Sträucher 

2 x verschult, Höhe 60 - 100 cm 
 
Crataegus monogyna Weißdorn 
Corylus avellana  Haselnuss 
Cornus sanguinea Hartriegel 
Cornus mas    Kornelkirsche 
Lonicera xylosteum Geißblatt 
Ligustrum vulgare Liguster 
Rosa spec.  Wildrosen in Arten 

 
- Hausbäume 

max. 3 x verschult, Stammumfang 14-16 cm 
 
Carpinus betulus Hainbuche 
Sorbus aucuparia Vogelbeere/Eberesche 
Acer campestre  Feldahorn 
Ulmus   Ulme 
Alnus glutinosa  Schwarzerle 
 

- Obstbäume 
sog. Halbstämme  
 
Es wird besonders empfohlen altbewährte, fränkische Sorten zu wählen, die an die gegebenen Standortbedingungen 
angepasst und in der Regel wesentlich unempfindlicher sind und damit auch weniger Pflege bedürfen. 
 

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 
 
1.1  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Art der baulichen Nutzung wird als allgemeines Wohngebiet (WA) im Sinne des § 4 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) festgesetzt. 
 
Die in Ziffern 1 bis 5 des § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten Ausnahmen werden nicht Bestandteil des Bebauungsplanes 
(Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen - § 1 Abs. 6 BauNVO). 
 
Je Gebäude sind maximal 3 Wohneinheiten zulässig. 
 
 
1.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus den Nutzungsschablonen und wird bestimmt durch die Grundflächenzahl 
(GRZ), die maximale Anzahl der Vollgeschosse und die maximale Firsthöhe über Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss 
(OK FFB EG) - unter Beachtung maximal zulässiger Höhen der OK FFB EG. 
 
Für die Bauparzellen 1 bis 6 (von der Erschließungsstraße abfallendes Gelände) gilt: Die OK FFB EG darf an der 
Gebäudevorderseite (straßenzugewandt) maximal 0,30 m über der Oberkante Gehweg herausragen. 
Für die Bauparzellen 7 bis 13 (von der Erschließungsstraße ansteigendes Gelände) gilt: Die OK FFB EG darf an der 
Gebäudevorderseite (straßenzugewandt) maximal 1,20 m über das talseitige Bestandsgelände herausragen. 
 
 
1.3  Bauweise und Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die Bauweise wird in der Nutzungsschablone festgesetzt. 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die im Planteil eingezeichneten Baugrenzen im Sinne des § 23 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Darüber hinaus sind in den Bauparzellen 1 und 2 innerhalb des 
gekennzeichneten Baubeschränkungsbereiches die weiteren Anforderungen und Vorgaben der Main-Donau Netzgesellschaft 
zu beachten, siehe unter Punkt 3.1. 
Die Abstandsflächenregelungen der Bayerischen Bauordnung (BayBO) bleiben unberührt. 
 
 
1.4  Garagen, Carports, Stellplätze und Nebengebäude (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Garagen, Carports und Nebengebäude sind nur in den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig; Stellplätze sind auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Darüber hinaus sind in den Bauparzellen 1 und 2 innerhalb des 
gekennzeichneten Baubeschränkungsbereiches die weiteren Anforderungen der Main-Donau Netzgesellschaft zu beachten, 
siehe unter Punkt 3.1. 
 
In der Bauparzelle 1 können ausnahmsweise Nebengebäude auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zugelassen werden, wenn sie im Grundstück vom Straßenraum abgewandt errichtet werden, es sich um Gebäude ohne 
Aufenthaltsräume und Feuerstätten mit einer mittleren Wandhöhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge je Grundstücksgrenze 
von 9 m handelt und innerhalb des gekennzeichneten Baubeschränkungsbereiches die weiteren Anforderungen und Vorgaben 
der Main-Donau Netzgesellschaft beachten werden, siehe unter Punkt 3.1. Die Abstandsflächenregelungen der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) bleiben unberührt. 
 
Zwischen Garagen bzw. Carports und der öffentlichen Verkehrsfläche ist ein nicht einzufriedender Bereich von mindestens 5 
m freizuhalten. 
 
Auf jedem Baugrundstück sind mindestens zwei PKW-Stellplätze je Wohneinheit zu errichten; für kleinere Wohneinheiten bis 
60 m² ein PKW-Stellplatz je Wohneinheit. 
Darüber hinaus, für alle weiteren zulässigen Nutzungen, erfolgt die Stellplatzermittlung über die Garagen- und 
Stellplatzverordnung (GaStellV). 
 
 
1.5  Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Im Bebauungsplan werden entsprechend des Planteils Verkehrsflächen festgesetzt. 
 
 
1.6  Flächen für die Abwasserbeseitigung und die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 und 16 BauGB) 

Im Bebauungsplan werden entsprechend des Planteiles Flächen für die Abwasserbeseitigung „Regenrückhaltebecken“ und 
für die Regelung des Wasserabflusses „Ableitungsgraben“ innerhalb von öffentlichen Grünflächen festgesetzt. 
 
 
1.7  Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Naturnaher Bereich“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die im Planteil des Bebauungsplanes entsprechend gekennzeichneten Bereiche werden als öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Naturnaher Bereich“ festgesetzt. 
 
 
1.8  Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) und Artenschutz 

Am östlichen Rand des Geltungsbereiches in der öffentlichen Grünfläche zwischen der Steingasse und Bauparzelle 1 wird zu 
erhaltende Bepflanzung festgesetzt. Für Ersatzpflanzungen gilt Pflanzliste 1. 
Zwischen der Steingasse und Bauparzelle 1 bzw. 13 wird ein Anpflanzen von Sträuchern als Straßenbegleitgrün festgesetzt; 
es gilt Pflanzliste 2. 
Am westlichen Rand des Geltungsbereiches in der öffentlichen Grünfläche sind eine zweireihige Hecke aus Sträuchern mit 
einzelnen Bäumen sowie im südwestlichen Randbereich einzelne Bäume zu pflanzen; es gilt Pflanzliste 3. 
Für die Leitungstrasse der 20-kV-Leitung besteht eine Bewuchsbeschränkung. Der Ausübungsbereich und die maximalen 
Wuchshöhen sind in den jeweiligen Dienstbarkeiten geregelt. Beim Pflanzen von Bäumen sind die Schutzabstände nach DIN 
EN 50341-1 bzw. DIN VDE 0210 einzuhalten. 
 
Die öffentlichen Grünflächen, die nicht bepflanzt werden, sollen mit Regiosaatgut, z.B. Rieger-Hofmann, eingesät und nicht 
gedüngt werden; das Mähgut ist abzufahren, auf Mulchen ist zu verzichten. 

Süßkirsche 
Apfel- und Birnbäume 
Zwetschgen- und Pflaumenbäume 

 
 
Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchgeführt. Die 
erarbeitete spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) von Markus Römhild, 91781 Weißenburg i. Bay., Stand 20.08.2019, 
liegt der Begründung des Bebauungsplanes bei und wird Bestandteil der Festsetzungen. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung 

Keine Nachtbaustellen 

Um sicherzustellen, dass jagende Fledermausarten in der Umgebung des Baugebiets nicht gestört werden, ist der Betrieb in 
der Zeit vom 1. April bis 1. November auf die helle Tageszeit (7:00-18:00h) zu beschränken (artenschutzrechtliche 
Vermeidungsmaßnahme - aV1). 
 
Zeitlich begrenzte Erd- und Bauarbeiten 
Um sicherzustellen, dass zur Brut schreitende Vogelarten in den Heckenstrukturen nicht durch Störfaktoren der Erdarbeiten 
zum Brutabbruch gezwungen werden, sind diese außerhalb der Brutzeit in der Zeit vom 1. August bis 15. März vorzunehmen. 
Dasselbe gilt für die Anlage der Zuwegung in diesen Bereichen (aV2). 
 
Entfernung von Bäumen außerhalb der Fortpflanzungs- und Ruhezeit 
Zu entfernende Gehölze dürfen zum Schutz der dort lebenden Tierarten nur außerhalb der Brut-, Nist- und Aufzuchtszeit 
zwischen Oktober und Mitte Februar gerodet werden (aV3). 
 
Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF- / vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i.S.v. 
§ 44 Abs. 5 BNatSchG) 
Für die Feldlerche müssen neue Bruthabitate geschaffen werden (zwei Reviere - CEF1). 
 
Für betroffene Gehölzbrüter des Halboffenlandes (Goldammer und Klappergrasmücke) müssen neue Lebensräume geschaffen 
werden (CEF2). 
 
Für den Turmfalken sind zwei Nistkästen anzubringen (CEF3). 
 
Auswahl, Dimensionierung und Umsetzung der Maßnahmen sollten mit einer geschulten Fachkraft aus dem Bereich der 
Ornithologie abgestimmt werden. 
Zudem sollte ein Monitoring den Erfolg der Maßnahme belegen, um ggf. Nachbesserungen ansetzen zu können. 
 
 
 
2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayBO 
 
Die im Geltungsbereich zulässigen Bauten sollen folgende Kriterien der äußeren Gestaltung einhalten: 
 
2.1  Dachgestaltung 

Zulässig sind Sattel-, Walm- und versetzte Pultdächer mit einer Dachneigung von 10° bis 48°. 

Die äußere Dachhaut der Hauptgebäude ist mit Ziegeln (z.B. Biber oder Pfannen) in nicht glänzenden roten, rotbrauen sowie 
grauen Farbtönen herzustellen. 

Dachaufbauten müssen sich dem Hauptdach in Form und Größe unterordnen. 

Solaranlagen auf Dächern sollen sich in der Form und der Anordnung an der Form des Daches orientieren und sind so 
auszuführen, dass eine Beeinträchtigung des Straßenverkehrs (Blendwirkung) und benachbarter Wohnanwesen 
ausgeschlossen ist. 
 
 
2.2  Außengestaltung 

Außenwände sind zu verputzen oder mit Holz zu verkleiden. 

Für den Anstrich sind gedeckte Farben zu verwenden; grelle Farbgebungen und ungebrochenes Weiß sind nicht zulässig. 
 
 
2.3  Nebengebäude 

Nebengebäude sollen sich gestalterisch den Hauptgebäuden unterordnen. 

Ggf. mit den Nachbarn zusammengebaute Nebengebäude und Garagen sind in Baustil, Höhe und Dachneigung anzupassen. 
 
 
2.4  Einfriedungen 

Die Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen dürfen nur aus Holz, Metall oder Naturstein sein; Mauerwerk oder Beton 
sind nur als Sockel zulässig, nicht als durchgehende Einfriedungsmauern. Die maximale Höhe der Einfriedungen darf 1,20 m 
nicht überschreiten; die maximale Sockelhöhe 0,50 cm. Ebenfalls kann zur öffentlichen Verkehrsfläche eine Hecke heimischer 
Art in oben genannter Höhe gepflanzt oder keine Einfriedung errichtet werden. 

Der Stauraum vor Garagen bzw. Carports entlang von öffentlichen Straßen darf nicht eingefriedet werden. 

Als Einfriedungen an den seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen werden zusätzlich Drahtzäune zugelassen, 
dagegen sind die oben genannten Natursteinmauern nicht zulässig. Die maximale Höhe beträgt 1,50 m. 

Zur freien Landschaft oder öffentlichen Grünflächen hin sind keine Sockelmauern zulässig. 
 
 
 
 

3. Nachrichtliche Übernahmen i. S. d. § 9 Abs. 6 BauGB / Hinweise 
 
3.1  20-kV-Freileitung der Main-Donau Netzgesellschaft 

Ein südwestlicher Geltungsbereich wird von einer 20-kV-Freileitung der Main-Donau Netzgesellschaft überquert. Hierzu, v.a. 
zu den Schutzabständen und zum Baubeschränkungsbereich, wurde von der Main Donau Netzgesellschaft eine ausführliche 
Stellungnahme abgegeben (Stellungnahme vom 04.02.2019, MDN-NM-IS ho AZ: AWB02201901760 und 06.05.2019, MDN-NM-IS 
NI AZ: AWB02201912115), die bestehende Leitung mit Baubeschränkungsbereich entsprechend in den Planteil übernommen. 

Die Vorgaben und Hinweise gemäß der o.g. Stellungnahme wurden in die Begründung zum Bebauungsplan übernommen und 
sind hierin ersichtlich. 
 

3.2  Telekommunikationslinien 

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m 
für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der  Telekom vorzusehen. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere 
Abschnitt 3, zu beachten. Durch die Baumpflanzungen dürfen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der 
Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 

 
 
3.3  Regenwasserrückhaltung 

Die Niederschlagswässer der Dachflächen sind in den zugehörigen Grundstücken mittels Regenauffangbehälter oder 
unterirdischer Regenwasserzisternen geeigneten Volumens zu sammeln. 

Es wird empfohlen ein Brauchwassersystem zu installieren. Insbesondere beim Bau von sog. Grauwasseranlagen wird auf die 
Trinkwasserverordnung verwiesen. 
 
 
3.4  Flächenbefestigung 

Es wird empfohlen, Zufahrten, Zugänge und Stellflächen mit wasserdurchlässigen Belägen auszubilden (z.B. 
Rasenfugenpflaster, Pflaster mit aufgeweiteten und splittverfüllten Fugen, Rasengittersteinen, etc.). Die Flächenversiegelung
soll so gering wie möglich gehalten werden. 
 
 
3.5  Grundwasserschutz 

Sollte beim Baugrubenaushub Grund- oder Schichtenwasser aufgeschlossen werden, ist dies nach § 49 Abs. 2 WHG 
unverzüglich der Kreisverwaltungsbehörde anzuzeigen. In diesem Fall sind die Kellergeschosse der Gebäude gegen 
drückendes Wasser zu sichern und als wasserdichte Wanne auszuführen. 

Für die Bauwasserhaltung im Falle des Aufschlusses von Grund- oder Schichtenwasser ist eine beschränkte Erlaubnis nach 
Art. 15 BayWG erforderlich. 

Das Einleiten von Drainagewasser in den öffentlichen Schmutzwasserkanal ist nicht gestattet. 

Mit wassergefährdenden Stoffen darf nur so umgegangen werden, dass keine Verunreinigung von Boden, Grundwasser oder 
anderen Gewässern erfolgen kann. Beim Bau der Vorhaben ist das WHG und BayWG; hinsichtlich des Umgangs mit  
wassergefährdenden Stoffen die VAwS zu beachten. Die nach diesen Vorschriften erforderlichen Maßnahmen sind im Rahmen 
der Bauanträge bzw. entsprechender Anzeigen detailliert darzustellen. 
 
 
3.6  Altlasten 

Altlastenverdachtsfälle sind nicht bekannt. 
 
 
3.7  Landwirtschaftliche Emissionen 

In Rehlingen gibt es im Altort bewirtschaftete landwirtschaftliche Betriebe und eine Schäferei. 

Die Bauwerber werden darauf hingewiesen, dass sich auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung der an das Baugebiet 
angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstücke unvermeidbare Geruchsentwicklungen bei der Ausbringung von Gülle oder 
Festmist und weitere typische landwirtschaftliche Emissionen (Staub, Lärm, etc.) ergeben können. Diese sind von den 
künftigen Bewohnern des Wohnbaugebietes hinzunehmen. 
 
 
3.8  Bodendenkmalpflege 

Alle an der Bauausführung Beteiligten werden darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler (unter 
anderem auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, Metallgegenstände Steingeräte, Scherben und Knochen) der 
Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege (Dienststelle Nürnberg) oder die Untere Denkmalschutzbehörde 
gemäß Art. 8 Abs. 1- 2 BayDSchG unterliegen: 

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch die Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 
Arbeiten befreit. 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

Treten bei o.g. Maßnahmen Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o.g. Art. 8 BayDSchG zu melden und eine 
Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege vorzunehmen. Ein  

(von der Erschließungsstraße ansteigendes Gelände)

Mitarbeiter des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege führt anschließend die Denkmalfeststellung durch. Die so 
identifizierten Bodendenkmäler sind fachlich qualifiziert aufzunehmen, zu dokumentieren und auszugraben. Der so 
entstandene denkmalpflegerische Mehraufwand wird durch die Beauftragung einer fachlich qualifizierten Grabungsfirma 
durch das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege übernommen. 
 
 
3.9  Fernwärme 

Im Zuge der Erschließungsmaßnahme wird das Baugebiet an das aufzubauende Fernwärmenetz der Nahwärme Rehlingen AG 
angeschlossen. Der Anschluss je Baugrundstück an das Nahwärmenetz wird zwingend vorgeschrieben. 
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